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Tagesordnungspunkt: 

 
Bebauungsplan Nr. 14.3, Gewerbegebiet Ost III, 5. Änderung 
Hier: 
Abwägung der Anregungen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (TÖB) im 
Verfahren gemäß § 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Die einzelnen Beschlussvorschläge befinden sich jeweils unter den Anregungen. 
 
 

Begründung: 

 
Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien hat in seiner Sitzung am 09.05.2012 

den Aufstellungsbeschluss für die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14.3 „Gewerbegebiet Ost III“ 

gefasst. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4(1) BauGB wurden die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) um eine Stellungnahme zu dem Bebauungsplanentwurf 

gebeten. Über die nachfolgend vorgebrachten Anregungen der TÖB entscheidet der APUE. 

 

1. Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 29.05.2012 

 

„gegen die Aufstellung des B-Planes Nr. 14.3, Gewerbegebiet Ost III, 5. Änderung bestehen 

seitens der Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis keine Bedenken.  

Es wird davon ausgegangen, das durch die Einbeziehung des Biotops keine zusätzlichen 

Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen, u.a. auf landwirtschaftlichen Nutzflächen, statt-

finden.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss nimmt Kenntnis. 



 

2. Gemeindewerke Eitorf, Schreiben vom 31.05.2012 

 

„zu Ihrer Anfrage vom 22.05.2012 nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung der betroffenen Grundstücke ist über die angrenzende Straße „Im 

Auel“ sichergestellt. 

Auf den Grundstücken Gemarkung Eitorf, Flur 3, Flurstück 1026 sowie 914 verläuft eine 

Frischwassertransportleitung der Gemeindewerke. Die Lage der Leitung kann der Anlage ent-

nommen werden. Die Zugänglichkeit dieser Wasserleitung ist grundsätzlich sicherzustellen. 

Ein ausreichend großer Schutzstreifen von 1,50 m beidseitig der Rohrachse ist einzuhalten. 

 

Abwasserentsorgung 

Im Bereich der Straße „Im Auel“ erfolgt die Entwässerung der Anliegergrundstücke im Trenn-

system. Ein entsprechender Schmutz- und Regenwasserkanal ist im Straßenbereich vorhan-

den.  

Auf den Anliegergrundstücken anfallendes Regenwasser ist dem RW-Kanal zuzuführen. Für 

das Flurstück 1026 sind die Anschlüsse für Schmutz- und Regenwasser bereits vorhanden.“ 

 

Abwägung: 

Wasserversorgung: 

Der Verlauf der Frischwasserleitung auf Flurstück 914 einschließlich des Schutzstreifens (S1) wird 

nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. 

In den Textteil werden folgende Hinweise aufgenommen: 

„Im Bereich des Schutzstreifens S 1 ist eine Bebauung nicht zulässig. Die 

Frischwassertransportleitung muss jederzeit zugänglich bleiben, insbesondere ist eine Zufahrt 

auch für schwere Fahrzeuge zu gewährleisten. Alle die Frischwassertransportleitung gefährdende 

Maßnahmen sind untersagt.“ 

 

Abwasserentsorgung: 

In den Textteil wird folgender Hinweise aufgenommen: 

„Auf den Anliegergrundstücken anfallendes Regenwasser ist dem RW-Kanal zuzuführen.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien beschließt, den Anregungen ge-

mäß Abwägung stattzugeben. 

 

3. Amprion GmbH, Dortmund, Schreiben vom 04.06.2012 

 

„im Planbereich der o.a. Maßnahme verlaufen keine Hochspannungsleitungen unseres Unter-

nehmens. 

Planungen von Hochspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht 

vor. Wegen der über das Plangebiet verlaufenden 110-kV-Hochspannungsleitung der RWE 

Deutschland AG haben wir Ihre Anfrage an die RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 

GmbH weitergeleitet. Von dort erhalten Sie ggf. eine separate Stellungnahme. 

Diese Stellungnahme betrifft nur die von uns betreuten Anlagen des 220- und 380- KV-

Netzes. 

Ferner gehen wir davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständi-

gen Unternehmen beteiligt haben.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss nimmt Kenntnis. 

 



4. Bezirksregierung Köln, Schreiben vom 05.06.2012 

 

„gegen die Planung sind aus Sicht der von mir wahrzunehmenden öffentlichen Belange der 

allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung keine Bedenken vorzubringen.  

Planungen bzw. Maßnahmen des Dezernates 33 sind in dem Planungsbereich nicht vorgese-

hen.“  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss nimmt Kenntnis. 

 

5. Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD), Schreiben vom 

11.06.2012 

 

„die Auswertung des o.g. Bereiches war möglich. 

Die mir vorliegenden Informationen ergeben keine Hinweise auf das Vorhandensein von 

Kampfmitteln. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl nicht gewährt werden. 

Generell sind Bauarbeiten sofort einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. In diesem 

Fall ist die zuständige Ordnungsbehörde, mein KBD oder die nächstgelegene Polizeidienst-

stelle unverzüglich zu verständigen. 

Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbei-

ten, Pfahlgründungen etc. empfehle ich eine Sicherheitsdetektion. Die weitere Vorgehenswei-

se ist dem beiliegenden Merkblatt zu entnehmen. Vorab werden dann zwingend Betretungser-

laubnisse der betroffenen Grundstücke und eine Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Ver-

sorgungsleitungen benötigt. Sofern keine Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu 

bestätigen. Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite 

www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/index.html.“ 

 

Abwägung: 

In den Textteil werden folgende Hinweise aufgenommen: 

Es gibt keine aktuellen Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln. Eine Garantie auf 

Kampfmittelfreiheit kann jedoch nicht gewährt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, 

sind Bauarbeiten sofort einzustellen und die zuständigen Ordnungsbehörden unverzüglich zu 

verständigen. 

Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgrün-

dungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Die weitere Vorgehensweise ist dem 

'Merkblatt für das Einbringen von "Sondierbohrungen" im Regierungsbezirk Köln' zu entnehmen 

(Anlage C der Begründung). 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien beschließt, nach Abwägung der 

öffentlichen und privaten Belange, die Anregungen durch die vorgeschlagene Ergänzung / Ände-

rung der Hinweise (in Teil B des Bebauungsplanes) und der Begründung zu berücksichtigen. 

 

http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/service/index.html


6. DB Services Immobilien Köln, Schreiben vom 12.06.2012 

 

„die DB Services Immobilien GmbH, als von der DB Netz AG bevollmächtigtes Unternehmen, 

übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum 

o.g. Verfahren: 

 

Grundsätzlich bestehen unsererseits keine Bedenken bezüglich der obigen Bauleitplanung, 

wenn die nachfolgenden Hinweise beachtet werden: 

 

- Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem Betrieb der Eisenbahn in seiner jeweili-

gen Form seitens des Antragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder sonstigen 

Nutzungsberechtigter sind ausgeschlossen. Insbesondere sind Immissionen wie Erschütte-

rung, Lärm, Funkenflug, elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die von 

Bahnanlagen und dem Bahnbetrieb ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. Ebenso 

sind Abwehrmaßnahmen nach § 1004 in Verbindung mit § 906 BGB sowie dem Bundes-

immissionsschutzgesetz (BImSchG), die durch den Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form 

veranlasst werden könnten, ausgeschlossen. Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen 

(Schallschutz) sind von der Gemeinde oder den einzelnen Bauwerbern auf eigene Kosten 

vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

 

- Abstand und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt werden, dass bei Windbruch kei-

ne Bäume auf das Bahngelände bzw. in das Lichtraumprofil des Gleises fallen können. Der 

Mindestabstand ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitszuschlag von 

2,50m. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu 

gewährleisten. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisen-

bahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend 

angepasst werden. Bei Gefahr im Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, 

die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen.  

 

- Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung 

und dem Unterhalt, im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen 

Bahn weiterhin im öffentlichen Interesse zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewäh-

ren.  

 

- Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die geplanten Baumaßnahmen 

und das Betreiben der baulichen Anlagen betroffenen oder beanspruchten Betriebsanlagen 

der Eisenbahn ist ständig und ohne Einschränkungen, auch insbesondere während der 

Baudurchführung, zu gewährleisten. Bei allen Arbeiten im Bereich von Anlagen des Eisen-

bahnen des Bundes (EdB) ist das bautechnische Regelwerk der DB Netz AG in Verbin-

dung mit der „Eisenbahnspezifischen Liste Technischer Baubestimmungen“ (ELTB) der 

Deutschen Bahn AG zu beachten. 

 

- Der Einflussbereich von Eisenbahnverkehrslasten (Stützbereich) darf nicht ohne Vorlage 

eines geprüften statischen Nachweises abge- oder untergraben, auch nicht in gradliniger 

Fortsetzung der gedachten Linie unterhalb der jeweiligen Geländeoberfläche. Der Stützbe-

reich verläuft im Allgemeinen 1:1,5 geneigt; er beginnt am Schotterfußpunkt (im ungüns-

tigsten Fall 3,40m  von der Gleisachse). Der Schotterfußpunkt ist gem. Ril 800.0130 – An-

hang 2, in Abhängigkeit mit der Örtlichkeit, durch den Fachdienst zu ermitteln.  

 

- Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass Setzungen, auch im Millimeterbereich, im Bereich 

der Gleisanlagen unzulässig sind und einer eventuellen Verankerung im Gleisbereich oder 

im Einflussbereich von Eisenbahnverkehrslasten grundsätzlich nicht zugestimmt wird. Ge-

ländeanpassungen im Bereich der Grundstücksgrenze sind unter Beachtung der Richtli-

nien Ril 800.0130 „Streckenquerschnitte auf Erdkörper“ und 836.xxxx „Erdbauwerke pla-



nen...“ zulässig. Bei allen Arbeiten im Bereich von Anlagen des Eisenbahnen des Bundes 

(EdB) ist das bautechnische Regelwerk der DB Netz AG in Verbindung mit der „Eisen-

bahnspezifischen Liste Technischer Baubestimmungen“ (ELTB) der Deutschen Bahn AG 

zu beachten. Insbesondere verweisen wir im Bereich von Ingenieurbauwerken (Brücken 

usw.) auf die Richtlinie 804. 

 

- Anfallendes Oberflächenwasser oder sonstige Abwässer dürfen nicht auf Bahngrund gelei-

tet und zum Versickern gebracht werden. Es dürfen keine schädlichen Wasseranreiche-

rungen im Bahnkörper auftreten. Die entsprechenden Merkblätter und Regelwerke – ins-

besondere ATV-DVWK-M 153, DWA-A 138 und die Verordnung über die erlaubnisfreie 

schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser (NWFreiV) sowie den 

dazugehörigen Technischen Regeln (TRENGW) – sind zu beachten und umzusetzen. 

 

- Wir verweisen darauf, dass gegenüber allen stromführenden Teilen Sicherheitsabstände 

bzw. Sicherheitsvorkehrungen nach VDE 0115 Teil 3. DB-Richtlinie 997.02 und der GUV-R 

B11 vorzusehen und einzuhalten sind. Konkrete Abstände sind bei der Fachlinie E+M-

Technik vor Ort zu erfragen. 

 

- Spartenauskünfte werden durch die jeweiligen Fachlinien (LST, E+M-Technik, DB Energie) 

erteilt. Das Kabelmerkblatt der Deutsche Bahn AG – Drucksache 899 401 – ist von der 

bauausführenden Firma vor Baubeginn schriftlich anzuerkennen. Auf Strafverfolgung nach 

StGB §§ 315, 316, 316 b und 317 bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Beschädigung von 

Kabel der Deutsche Bahn AG wird ausdrücklich hingewiesen. Der Bauherr ist verpflichtet, 

die örtlich zuständigen Versorgungsunternehmen (Strom, Gas, Wasser, Kanal, usw.) über 

evtl. vorhandene Kabel oder Leitungen selbst zu befragen und deren Lage örtlich festzu-

stellen. 

 

- Grenzmarkierungen und Kabelmerksteine der Deutschen Bahn dürfen nicht entfernt, ver-

ändert oder verschüttet werden. Anfallende Kosten einer Neuvermarkung gehen zu Lasten 

des Verursachers. 

 

- Beleuchtungen und Werbeflächen sowie bauliche Anlagen selbst sind so zu gestalten, 

dass eine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs (insbe-

sondere Blendung des Eisenbahnpersonals und eine Verwechslung mit Signalbegriffen der 

Eisenbahn) jederzeit sicher ausgeschlossen ist. 

 

- Sollte sich ein Kraneinsatz in der Nähe von Bahnanlagen ergeben, wobei planfestgestellte 

Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes überschwenkt werden oder könnten, so ist mit 

der DB Netz AG eine kostenpflichtige Kranvereinbarung abzuschließen, welche – wenn die 

Bahnanlagen nicht mit Last überschwenkt werden – mind. 2 Wochen vor Kranaufstellung 

zu beantragen ist. Wenn das Überschwenken der Bahnanlagen mit Last nicht vermeidbar 

ist, muss der Antrag zur Kranaufstellung rechtzeitig gem. Ril 406 vor dem Kranaufstel-

lungstermin bei der DB Netz AG eingehen. Generell ist ein maßstäblicher Lageplan (M 

1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius vorzulegen.  

 

- Nach § 4 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) und § 2 der Eisenbahn-Bau-und Be-

triebsordnung (EBO) ist die Deutsche Bahn verpflichtet ihren Betrieb sicher zu führen und 

die Eisenbahninfrastruktur in betriebssicherem Zustand zu halten. Ein gewolltes oder un-

gewolltes Hineingelangen, insbesondere während der Bauarbeiten, in den Gefahrenbe-

reich und den Sicherheitsraum der Deutschen Bahn (3,30 m lichter Raum von Gleisachse) 

ist auf Dauer sicher auszuschließen. Sollte das Freihalten des geforderten Raumes nicht 

gewährleistet werden können, so ist für den Zeitraum der Bauarbeiten, Inspektion und/oder 

Instandhaltungsmaßnahmen das Gleis für den Zugverkehr zu sperren. Die Sperrung der 

Gleise mittels einer baubetrieblichen Anmeldung und einer Betriebs- und Bauanweisung 



(Betra) ist rechtzeitig vor Baubeginn gemäß Ril 406 bei dem zuständigen Baubetriebskoor-

dinator der DB Netz AG zu beantragen. Fristen sind bei dem zuständigen Baubetriebsko-

ordinator der DB Netz AG zu erfragen.“ 

 

Abwägung: 

 In den Textteil werden folgende Hinweise aufgenommen: 

„Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem Betrieb der Eisenbahn seitens des An-

tragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder sonstiger Nutzungsberechtigter sind 

ausgeschlossen. Insbesondere sind Immissionen wie Erschütterung, Lärm, Funkenflug, elekt-

romagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die von Bahnanlagen und dem Bahnbetrieb 

ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. Ebenso sind Abwehrmaßnahmen nach § 1004 in 

Verbindung mit § 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG), die 

durch den Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst werden könnten, ausgeschlossen. 

Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen (Schallschutz) sind von der Gemeinde oder den 

einzelnen Bauwerbern auf eigene Kosten vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

 

Abstand und Art von Bepflanzung müssen so gewählt werden, dass bei Windbruch keine 

Bäume auf das Bahngelände bzw. in das Lichtraumprofil fallen können. Der Mindestabstand 

ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitszuschlag von 2,50m. Diese Abstän-

de sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. Soweit von 

bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Verkehrs-

sicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. 

Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kos-

ten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 

Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und 

dem Unterhalt, im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn wei-

terhin im öffentlichen Interesse zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die geplanten Baumaßnahmen und 

das Betreiben der baulichen Anlagen betroffenen oder beanspruchten Betriebsanlagen der 

Eisenbahn ist ständig und ohne Einschränkungen, auch insbesondere während der Baudurch-

führung, zu gewährleisten. Bei allen Arbeiten im Bereich von Anlagen der Eisenbahnen des 

Bundes (EdB) ist das bautechnische Regelwerk der DB Netz AG in Verbindung mit der „Ei-

senbahnspezifischen Liste Technischer Baubestimmungen“ (ELTB) der Deutschen Bahn AG 

zu beachten 

Der Einflussbereich von Eisenbahnverkehrslasten (Stützbereich) darf nicht ohne Vorlage ei-

nes geprüften statischen Nachweises abge- oder untergraben werden, auch nicht in geradlini-

ger Fortsetzung der gedachten Linie unterhalb der jeweiligen Geländeoberfläche. Der Stütz-

bereich verläuft im Allgemeinen 1 : 1,5 geneigt; er beginnt am Schotterfußpunkt (im ungüns-

tigsten Fall 3,40m von der Gleisachse). Der Schotterfußpunkt ist gemäß Ril 800.0130 – An-

hang 2, in Abhängigkeit von der Örtlichkeit, durch den Fachdienst zu ermitteln. 

Setzungen, auch im Millimeterbereich, sind im Bereich der Gleisanlagen unzulässig. Einer 

eventuellen Verankerung im Gleisbereich oder im Einflussbereich von Eisenbahnverkehrslas-

ten wird grundsätzlich nicht zugestimmt. Geländeanpassungen im Bereich der Grundstücks-

grenze sind unter Beachtung der Richtlinien 800.0130 „Streckenquerschnitte auf Erdkörper“ 

und 836.xxxx „Erdbauwerke planen...“ zulässig. Bei allen Arbeiten im Bereich von Anlagen der 

Eisenbahnen des Bundes (EdB) ist das bautechnische Regelwerk der DB Netz AG in Verbin-

dung mit der „Eisenbahnspezifischen Liste Technischer Baubestimmungen“ (ELTB) der Deut-

schen Bahn AG zu beachten. Insbesondere wird im Bereich von Ingenieurbauwerken (Brü-

cken usw.) auf die Richtlinie 804 verwiesen. 

Anfallendes Oberflächenwasser oder sonstige Abwässer dürfen nicht auf Bahngrund geleitet 

und zum Versickern gebracht werden. Es dürfen keine schädlichen Wasseranreicherungen im 

Bahnkörper auftreten. Die entsprechenden Merkblätter und Regelwerke – insbesondere ATV-

DVWK-M 153, DWA-A 138 und die Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versicke-

rung von gesammeltem Niederschlagswasser (NWFreiV) sowie den dazugehörigen Techni-



schen Regeln (TRENGW) – sind zu beachten und umzusetzen. 

Es wird darauf verwiesen, dass gegenüber allen stromführenden Teilen Sicherheitsabstände 

bzw. Sicherheitsvorkehrungen nach VDE 0115 Teil 3, DB-Richtlinie 997.02 und der GUV-R B 

11 vorzusehen und einzuhalten sind. Konkrete Abstände sind bei der Fachlinie E+M-Technik 

vor Ort zu erfragen 

Spartenauskünfte werden durch die jeweiligen Fachlinien (LST, E+M-Technik, DB Energie) er-

teilt. Das Kabelmerkblatt der Deutsche Bahn AG – Drucksache 899 401- ist von der bauaus-

führenden Firma vor Baubeginn schriftlich anzuerkennen. Auf Strafverfolgung nach StGB §§ 

315, 316, 316 b und 317 bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Beschädigung von Kabel der 

Deutschen Bahn AG wird hingewiesen. Der Bauherr ist verpflichtet, die örtlich zuständigen 

Versorgungsunternehmen (Strom, Gas, Wasser, Kanal usw.) über evtl. vorhandene Kabel 

oder Leitungen selbst zu befragen und deren Lage örtlich festzustellen. 

 

Grenzmarkierungen und Kabelmerksteine der Deutschen Bahn dürfen nicht entfernt, verän-

dert oder verschüttet werden. Anfallende Kosten einer Neuvermarkung gehen zu Lasten des 

Verursachers. 

Beleuchtungen und Werbeflächen sowie die baulichen Anlagen selbst sind so zu gestalten, 

dass eine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs (insbeson-

dere Blendung des Eisenbahnpersonals und eine Verwechslung mit Signalbegriffen der Ei-

senbahn) jederzeit sicher ausgeschlossen ist. 

Sollte sich ein Kraneinsatz in der Nähe von Bahnanlagen ergeben, wobei planfestgestellte Be-

triebsanlagen der Eisenbahn des Bundes überschwenkt werden oder könnten, so ist mit der 

DB Netz AG eine kostenpflichtige Kranvereinbarung abzuschließen, welche – wenn die Bahn-

anlagen nicht mit Last überschwenkt werden – mindestens 2 Wochen vor Kranaufstellung zu 

beantragen ist. Wenn das Überschwenken der Bahnanlagen mit Last nicht vermeidbar ist, 

muss der Antrag zur Kranaufstellung gemäß Ril 406 vor dem Kranaufstellungstermin bei der 

DB Netz AG eingehen. Generell ist ein maßstäblicher Lageplan (M 1 : 1000) mit dem vorge-

sehenen Schwenkradius vorzulegen. 

Nach § 4 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) und § 2 der Eisenbahn-Bau- und Be-

triebsordnung (EBO) ist die Deutsche Bahn verpflichtet ihren Betrieb sicher zu führen und die 

Eisenbahninfrastruktur in betriebssicherem Zustand zu halten. Ein gewolltes oder ungewolltes 

Hineingelangen, insbesondere während der Bauarbeiten, in den Gefahrenbereich und den 

Sicherheitsraum der Deutschen Bahn (3,30m lichter Raum von Gleisachse) ist auf Dauer si-

cher auszuschließen. Sollte das Freihalten des geforderten Raumes nicht gewährleistet wer-

den können, so ist für den Zeitraum der Bauarbeiten, Inspektion und / oder Instandhaltungs-

maßnahmen das Gleis für den Zugverkehr zu sperren. Die Sperrung der Gleise mittels einer 

baubetrieblichen Anmeldung und einer Betriebs- und Bauanweisung (Betra) ist rechtzeitig vor 

Baubeginn gemäß Ril 406 bei dem zuständigen Baubetriebskoordinator der DB Netz AG zu 

beantragen. Fristen sind bei dem zuständigen Baubetriebskoordinator der DB Netz AG zu er-

fragen.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien beschließt, nach Abwägung 

der öffentlichen und privaten Belange, die Anregungen durch die vorgeschlagene Ergänzung / 

Änderung der Hinweise (in Teil B des Bebauungsplanes) und der Begründung zu berücksich-

tigen. 

 



7. RWE Westfalen-Weser-Ems Dortmund, Schreiben vom 15.06.2012 

 

„der Geltungsbereich der o.g. Bebauungsplanänderung liegt teilweise im 2 x 19,00 m = 38,00 

m breiten Schutzstreifen der im Betreff genannten Hochspannungsfreileitung. 

Dein Leitungsverlauf im Leitungsmittellinie, Maststandorten und Schutzstreifengrenzen haben 

wir in den zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes im Maßstab 1:500 vom 05.06.2012 ein-

getragen. Sie können diesen aber auch unserem beigefügten Lageplan im Maßstab 1:2000 

entnehmen. Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sich die tatsächliche Lage 

der Leitung ausschließlich aus der Örtlichkeit ergibt. 

 

Dem o.g. Bebauungsplan stimmen wir unter folgenden Bedingungen zu: 

 

- Die Hochspannungsfreileitung wird mit Leitungsmittellinie, Maststandorten und Schutz-

streifengrenzen nachrichtlich im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellt. 

 

- Der Schutzstreifen der Leitung wird für Bauwerke mit einer Bauhöhe von maximal 10,00 

m über Gelände (bei einer Geländehöhe von 87,50 m über NN entspricht dies einer Bau-

höhe von max. 97,50 m über NN) ausgewiesen. Die Gebäude erhalten eine Bedachung 

nach DIN 4102 „Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“, Teil 7. Glasdächer sind 

nicht zulässig. 

 

- Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen werden, 

die eine Endwuchshöhe von max. 10 m erreichen. Als Anlage ist beispielhaft eine 

Gehölzliste mit entsprechenden Endwuchshöhen beigefügt. Durch höher wachsende Ge-

hölze, die in den Randbereichen bzw. außerhalb der Leitungsschutzstreifen angepflanzt 

werden, besteht die Gefahr, dass durch einen eventuellen Baumumbruch die Hochspan-

nungsfreileitung beschädigt wird. Aus diesem Grund bitten wir Sie zu veranlassen, dass 

in diesen Bereichen Gehölze zur Anpflanzung kommen, die in den Endwuchshöhen ge-

staffelt sind. Anderenfalls wird eine Schutzstreifenverbreiterung erforderlich. 

 

Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende 

Höhe erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer / den Bauherrn 

auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der Grundstückseigentü-

mer / der Bauherr der vorgenannten Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und 

Setzen einer angemessenen Frist nicht nach, so ist die RWE Deutschland AG berechtigt, 

den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers / des Bauherrn durchführen 

zu lassen.  

 

Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben, insbesondere ist 

eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu gewährleisten. Alle die Hochspannungsfrei-

leitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt. 

 

- Im Textteil des Bebauungsplanes wird folgender Hinweis aufgenommen: 

„Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutz-

streifen der Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der RWE Deutschland AG 

Bauunterlagen (Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur 

Prüfung und abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit 

dem Grundstückseigentümer / dem Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen 

bedürfen der Zustimmung der RWE.“ 

 

Wir bitten Sie, unsere v.g. Auflagen in den Bebauungsplan zu übernehmen und uns wei-

ter am Verfahren zu beteiligen.  

 



Diese Stellungnahme betrifft nur die von uns betreuten Anlagen des 110 –KV-

Hochspannungsnetzes. 

 

Wir haben Ihre Unterlagen über die RWE Rhein-Ruhr Netzservice GmbH, Regionalzent-

rum Sieg, erhalten. Bezüglich der weiteren von RWE betreuten Anlagen erhalten Sie von 

dort ggf. eine gesonderte Stellungnahme.  

 

Diese Stellungnahme ergeht im Auftrag und mit Wirkung für die RWE Deutschland AG 

als Eigentümerin des 110-kv-Netzes sowie für die Rhein-Ruhr Verteilnetz GmbH als Be-

sitzerin und Betreiberin des Netzes. 

Abschließend bitten wir Sie, Ihre Anfragen zukünftig an unsere aktuelle Anschrift, RWE 

Westfalen Weser Ems Netzservice GmbH, Spezialservice Strom (WSW-H-LH), Rhein-

landdamm 24, 44139 Dortmund, zu richten.“ 

 

Abwägung: 

Im Planteil werden der Verlauf der Hochspannungsfreileitung (Leitungsmittellinie und Begrenzung 

des Schutzstreifens) eingetragen, eine maximale Gebäudehöhe von 10,00 m wird festgesetzt. 

In den Textteil werden folgende Hinweise aufgenommen: 

"Schutzstreifen S2 im Bereich der Hochspannungsfreileitung“. 

Im Bereich des Schutzstreifens S 2 sind Glasdächer nicht zulässig, Bedachungen sind nach DIN 

4102 „Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“, Teil 7, auszuführen. Es dürfen nur Anpflan-

zungen vorgenommen werden, die eine Endwuchshöhe von maximal 10,00m erreichen. 

Erreicht der Aufwuchs im Bereich des Schutzstreifens S 2 oder in seiner unmittelbaren Nachbar-

schaft eine die Leitung gefährdende Höhe, ist der Rückschnitt vom Grundstückseigentümer auf 

eigene Kosten zu veranlassen. 

Die Freileitung muss jederzeit zugänglich bleiben, insbesondere ist eine Zufahrt auch für schwere 

Fahrzeuge zu gewährleisten. 

Alle die Hochspannungsfreileitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt. 

Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen der 

Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der RWE Deutschland AG Bauunterlagen (Lage-

pläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur Prüfung und abschließen-

den Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit den Grundstückseigentümern / 

Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der RWE.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien beschließt, nach Abwägung der 

öffentlichen und privaten Belange, die Anregungen durch die vorgeschlagene Ergänzung / Ände-

rung der Planzeichnung (Teil A), der Hinweise (in Teil B Text) und der Begründung des Be-

bauungsplans gemäß Abwägung zu berücksichtigen. 

 

 



8. Wehrbereichsverwaltung West, Düsseldorf, Schreiben vom 19.06.2012 

 

„unter Bezugnahme auf das o.a. Schreiben teile ich Ihnen mit, dass – unter Berücksichtigung 

der von mir wahrzunehmenden Belange – meinerseits grundsätzlich keine Bedenken gegen 

die Realisierung der o.a. Planung bestehen.  

Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen  - einschl. untergeordneter Gebäudeteile – 

oder Aufbauten wie z.B. Antennenanlagen eine Höhe von 20 m über Grund nicht überschrei-

ten. Sollte dieses der Fall sein, so bitte ich in jedem Einzelfall eine erneute Abstimmung mit 

mir u.a. als militärische Luftfahrtbehörde durchzuführen.“ 

 

Abwägung: 

Gemäß textlichen Festsetzungen werden bauliche Anlagen eine Höhe von 20 m nicht überschrei-

ten. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss nimmt Kenntnis und bestätigt die Höhenbegrenzung von 20,00 m für bauliche An-

lagen. 

 

 

9. ARS GmbH, Troisdorf, Schreiben vom 22.06.2012 

 

„Von Seiten der AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH (ARS) werden zu dem Bebauungsplan in der 

vorgesehenen Lage grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 

Die Schließung vorhandener Baulücken wird den Verlauf der Abfallsammlung nicht verändern. 

Der Straßenzug „Im Auel“ wird von unseren Abfallsammelfahrzeugen regelmäßig befahren. 

Die Fahrbahnbreite für eine reibungslose Abfallentsorgung mit Dreiachser und Vierachser Ab-

fallsammelfahrzeugen ist gewährleistet. Es könnten allerdings Abfuhrprobleme während der 

Baumaßnahme auftreten. Um eine optimale Abfallentsorgung zu gewährleisten, wäre es von 

Vorteil, wenn unser Unternehmen über den Baubeginn in Kenntnis gesetzt wird.  

Fahrzeuge dürfen gem. § 45 UVV „Fahrzeuge“ (BGV D29) grundsätzlich nur auf Fahrwegen 

oder in Bereichen betrieben werden, die ein sicheres Fahren ermöglichen. Auch aus Sicht von 

§ 3 Abs.- 1 der Betriebssicherheitsverordnung darf der Arbeitgeber Abfallsammelfahrzeuge 

nur auf Straßen einsetzen, auf denen er einen gefahrlosen Betrieb sicherstellen kann. 

Die lichte Durchfahrtshöhe muss mindestens 4,00 m zzgl. Sicherheitsabstand aufweisen. Dä-

cher, Äste von Bäumen, Straßenlaternen usw. dürfen nicht in das Lichtraumprofil ragen, da 

bei einer Kollision die Gefahr besteht, dass sicherheitstechnisch wichtige Bauelemente am 

Abfallsammelfahrzeug unbemerkt beschädigt werden können und die Mitarbeiter gefährden. 

Wir weisen darauf hin, Abfall darf nach den geltenden Arbeitsschutzvorschriften gemäß §16 

UVV „Müllbeseitigung“ (BGV C27) nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Abfallbehälter-

standplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Die identische 

Forderung ergibt sich aus § 4 Abs. 3 Betriebssicherheitsverordnung.  

Weitere sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung 

von Abfällen entnehmen Sie bitte der BGI 5104. 

Gerne sind wir bereit vor Fertigstellung der Planung, Sie zu einem persönlichen Gespräch zu 

beraten. “ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien nimmt Kenntnis. 

 



10. Rhenag Siegburg, E-Mail vom 25.06.2012 

 

„ gegen die 5. Änderung des o.g. Bebauungsplanes bestehen unsererseits keine Bedenken.“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien nimmt Kenntnis. 

 

11. Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61, Planung, Schreiben vom 27.06.2012 

 

„zur o.g. Planänderung wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Abfallwirtschaft: 

Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Erlaubnis 

zulässig. 

Das im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallende bauschutthaltige oder orga-

noleptisch auffällige Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu ent-

sorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 

Rhein-Sieg-Kreis, Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“, anzuzeigen. Dazu ist die Entsor-

gungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vor-

zulegen. 

 

Bodenschutz / Altlasten: 

Im Bereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes sind derzeit im Altlasten- und Hinweisflä-

chenkataster des Rhein-Sieg-Kreises keine Altlasten, Altlastverdachtsflächen oder sonstige 

schädliche Bodenveränderungen erfasst. 

Werden bei Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich 

der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu informieren (siehe § 2 Abs. 1 

Landesbodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur Gefähr-

dungsabschätzung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen Analysen 

etc.) zu veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreini-

gungen sind mit dem Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen. 

 

Abwasserbeseitigung: 

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf erstmals zu überbauenden Grundstücken gemäß 

§ 51 a Abs. 1 Landeswassergesetz zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne 

Vermischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern 

dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist. Der Nachweis der Ge-

meinwohlverträglichkeit ist von der Gemeinde zu führen und vor Beschluss der Bauleitplanung 

durch den Rat mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, abzustimmen. 

Ausgenommen von der o.g. Verpflichtung des § 51 a, Absatz 1 LWG sind Bereiche, die ge-

mäß einer genehmigten Kanalnetzplanung über ein Mischwassernetz entwässert werden sol-

len, wenn der technische und wirtschaftliche Aufwand zur ortsnahen Niederschlagswasserbe-

seitigung unverhältnismäßig ist. Ob die Voraussetzungen für eine Ausnahme erfüllt sind, ist zu 

prüfen. In jedem Fall ist hier der Belastungsgrad des abzuleitenden Niederschlagswassers zu 

prüfen. 

 

Einsatz erneuerbarer Energien: 

Es wird angeregt, bei der Aufstellung des Bebauungsplanes auch die Energieeffizienz mögli-

cher Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz erneuerbarer Energien zur dezent-

ralen Erzeugung von Wärme und Strom im Baugebiet zu prüfen. 

Gemäß § 1 a Absatz 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maß-

nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 

den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.“ 

 



Abwägung: 

In den Textteil werden folgende Hinweise aufgenommen: 

Abfallwirtschaft 

Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Erlaubnis zu-

lässig. 

Das im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallende bauschutthaltige oder organo-

leptisch auffällige Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-

Kreis, Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“, anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage 

anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 

Bodenschutz / Altlasten 

Im Altlasten- und Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises sind keine Altlasten, Altlastver-

dachtsflächen oder sonstige schädliche Bodenveränderungen erfasst. 

Werden bei Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich der 

Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu informieren (siehe § 2 Abs. 1 Landes-

bodenschutzgesetz NRW). Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur Gefährdungsabschät-

zung (Entnahme von Bodenproben, Durchführung von chemischen Analysen etc.) zu veranlas-

sen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem 

Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen. 

Abwasserbeseitigung 

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf erstmals zu überbauenden Grundstücken gemäß § 

51 a Abs. 1 Landeswassergesetz zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Ver-

mischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies 

ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist. Der Nachweis der Gemeinwohl-

verträglichkeit ist von der Gemeinde zu führen und vor Beschluss der Bauleitplanung durch den 

Rat mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, abzustimmen. 

Einsatz erneuerbarer Energien 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes lassen den Einsatz erneuerbarer Energien zu. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Planung, Umwelt und Erneuerbare Energien beschließt, nach Abwägung der 

öffentlichen und privaten Belange die Anregungen durch die vorgeschlagene Ergänzung / Ände-

rung der Hinweise (in Teil B des Bebauungsplanes) und der Begründung zu berücksichtigen. 


	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

